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Zweiten Gesetzes über Maßnahmen auf dem Gebiete des 
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Antrag des Aussdiusses: 

Der Bundestag wolle besdiließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksadie 2768 — in der aus der nach- 
stehenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 4. April 1957 


Der Ausschuß für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht 

Hoogen Bauer (Würzburg) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Abgeordneten Frau Dr. Schwarzhaupt, Rümmele und 
Genossen eingebrachten Entwurfs eines Zweiten Gesetzes über Maß- 
nahmen auf dem Gebiete des Verkehrsrechts 

- Drucksache 2768 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Reditswesen 
und Verfassungsredit 
(16. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
über Maßnahmen auf dem Gebiete 
des Verkehrs re dl ts 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
sdilossen: 

Artikel 1 

Das Straßenverkehrsgesetz vom 19. De- 
zember 1952 (BundesgesetzbL I S. 837) wird 
wie folgt geändert: 

In § 6 Abs. 1 wird hinter Nr. 4 eingefügt: 

,y4 a. die karteimäßige Erfassung von rechts- 
kräftigen Entscheidungen der Strafge- 
richte, soweit sie wegen einer im Zu- 
sammenhang mit der Teilnahme am 
Straßenverkehr begangenen, mit Strafe 
bedrohten Handlung auf Strafe oder 
andere gerichtliche Maßnahmen erken- 
nen oder einen Sdiuldspruch enthalten; 
die Kartei darf nur für Zwecke der 
Strafverfolgung, für Maßnahmen auf 
Grund dieses Gesetzes oder der auf ihm 
beruhenden Rechtsvorschriften und für 
die Vorbereitung von Rechts- und all- 
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Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
über Maßnahmen auf dem Gebiete 
des Verkehrsrechts 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Straßenverkehrsgesetz vom 19. De- 
zember 1952 (BundesgesetzbL I S. 837) er- 
hält folgenden § 6 a; 

»§ 6 a 

(1) Der Bundesminister für Verkehr erläßt 
mit Zustimmung des Bundesrates Reditsvor- 
schriften und allgemeine Verwaltungsvor- 
schriften über die karteimäßige Erfassung 
von rechtskräftigen Entscheidungen der Straf- 
gerichte, soweit sie wegen einer In Zusam- 
menhang mit der Teilnahme am Straßenver- 
kehr begangenen, mit Strafe bedrohten 
Handlung auf Strafe oder andere gerichtliche 
Maßnahmen erkennen oder einen Schuld- 
spruch enthalten. Das gleiche gilt für die 
vorläufigen Entziehungen von Fahrerlaub- 
nissen. 
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Entwurf 

gemeinen Verwaltungsvorschriften auf 
dem Gebiet des Straßenverkehrs ver- 
wertet werden; Eintragungen in die 
Kartei sind spätestens zu tilgen, wenn 
nach gesetzlicher Vorschrift die ent- 
sprechenden Vermerke im Strafregister 
der beschränkten Auskunft unterwor- 
fen oder dort zu tilgen sind; für die 
Tilgung von Eintragungen, die im 
Strafregister nicht vermerkt werden, 
ist eine entsprechende , jedoch für den 
Betroffenen günstigere Regelung zu 
treffen;“ . 


Artikel 2 

In § 2 des Gesetzes über die Errichtung 
eines Kraftfahrt-Bundesamtes vom 4. August 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 488) wird hinter 
Nummer 4 eingefügt: 

„4 a. die Führung der in § 6 Abs. 1 Nr. 4 a 
des Straßenverkehrsgesetzes vorge- 
sehenen Kartei;“. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1957 in 
Kraft. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

(2) Eintragungen in die Kartei sind spä- 
testens zu tilgen, wenn nach gesetzlicher Vor- 
schrift die entsprechenden Vermer^ke im 
Strafregister der beschränkten Auskunft un- 
terworfen oder dort zu tilgen sind. Für die 
Tilgung von Eintragungen, die im Strafregi- 
ster nicht vermerkt werden, ist eine für den 
Betroffenen günstigere Regelung vorzusehen. 
Dabei darf die Tilgungsfrist bei Übertretun- 
gen, die mit Geldstrafe geahndet worden 
sind, nicht mehr als zwei Jahre betragen, 
wenn keine weiteren Eintragungen über 
den Verurteilten in der Kartei enthalten 
sind. 

(3) Die Tilgung nach Absatz 2 unterbleibt, 
solange die Erteilung einer neuen Fahrerlaub- 
nis untersagt ist. 

(4) Die Kartei darf nur für Verwaltungs- 
maßnahmen auf Grund dieses Gesetzes oder 
der auf ihm bertohenden Rechtsvorschriften 
und für die Vorbereitung von Rechts- und 
allgemeinen Verwaltungsvorschriften auf dem 
Gebiete des Straßenverkehrs verwertet wer- 
den.“ 

Artikel 2 

In § 2 des Gesetzes über die Errichtung 
eines Kraftfahrt-Bundesamtes vom 4. August 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 488) wird hinter 
Nummer 4 eingefügt: 

„4 a. die Führung der in § 6 a des Straßen- 
verkehrsgesetzes vorgesehenen Kartei;“. 

Artikel 3 
unverändert 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt zwei Wochen nach dem 
Tage seiner Verkündung in Kraft. 
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